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Konfrontationsrecht als Recht auf unmittelbare Konfrontation auch durch den Angeklagten in der
Hauptverhandlung (Fragerecht; Mitwirkung des Verteidigers und des Angeklagten; Recht auf ein
faires Strafverfahren; verhältnismäßige Einschränkungen); redaktioneller Hinweis.

Art. 6 Abs. 1, Abs. 3 lit. c, lit. d EMRK; Art. 103 Abs. 1 GG; Art. 32 Abs. 2 BV

Leitsätze des Bearbeiters

1. Wird dem Angeklagten die direkte Befragung des Hauptbelastungszeugen verwehrt, bedeutet
dies eine Beschränkung seines Konfrontationsrechts, die nur als verhältnismäßig qualifiziert
werden kann, wenn besondere Umstände wie namentlich Gesichtspunkte des Opferschutzes oder
des Schutzes anonymer oder anderweitig bedrohter Zeugen eine solche gebieten würden. Es muss
auch bei einer vorherigen Befragung im Ermittlungsverfahren durch den Verteidiger nachgewiesen
werden, dass eine Vernehmung in der Hauptverhandlung nicht durch eine angemessene
Nachforschung ermöglicht werden konnte. Verwertet das Tatgericht bei der Verurteilung des
Angeklagten die frühere Aussage des Hauptbelastungszeugen, ohne diesen Anforderungen zu
genügen, verstößt es gegen Art. 6 Abs. 1, Abs. 3 lit. d EMRK.

2. Mit der Garantie von Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK soll ausgeschlossen werden, dass ein Strafurteil
auf Aussagen von Zeugen abgestützt wird, ohne dass dem Beschuldigten wenigstens einmal
angemessene und hinreichende Gelegenheit gegeben wird, das Zeugnis in Zweifel zu ziehen und
Fragen an den Zeugen zu stellen. Der Beschuldigte muss namentlich in der Lage sein, die
Glaubhaftigkeit einer Aussage prüfen und den Beweiswert in kontradiktorischer Weise auf die
Probe und in Frage stellen zu können. Dieser Anspruch ist eine Konkretisierung des rechtlichen
Gehörs. Aussagen von Zeugen und Auskunftspersonen dürfen demnach in der Regel nur nach
erfolgter Konfrontation zum Nachteil eines Beschuldigten verwertet werden. Dem Anspruch, den
Belastungszeugen Fragen zu stellen, kommt insofern grundsätzlich ein absoluter Charakter zu
(BGE 131 I 476 E. 2.2; 129 I 151 E. 3.1).

3. Im Regelfall ist das Fragerecht dem Beschuldigten und seinem Verteidiger gemeinsam
einzuräumen. Die Mitwirkung des Beschuldigten kann für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit der
Aussagen des Zeugen entscheidend sein, insbesondere wenn dieser über Vorgänge berichtet, an
welchen beide beteiligt waren.

4. Von einer direkten Konfrontation kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn dies der Schutz
des Opfers oder eines anonymen Zeugen erfordert, oder falls sich der Zeuge vor dem Beschuldigten
fürchtet. Es ist mit anderen Worten mit Art. 6 Abs. 1 EMRK vereinbar, wenn der Beschuldigte
während der Befragung des Zeugen den Saal zu verlassen hat, solange der Anwalt Fragen stellen
kann. Konnte der Beschuldigte beim Zeugenverhör nicht anwesend sein, hat er das Recht, das
Aussageprotokoll einzusehen und schriftlich Ergänzungsfragen zu stellen.

5. Unter besonderen Umständen kann auf eine Konfrontation des Beschuldigten mit dem
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Belastungszeugen oder auf die Einräumung der Gelegenheit zu ergänzender Befragung des Zeugen
sogar ganz verzichtet werden (ausführlich hierzu BGE 124 I 274 E. 5b mit Hinweisen). Dies ist
insbesondere der Fall, wenn der Zeuge berechtigterweise das Zeugnis verweigert, er trotz
angemessener Nachforschung unauffindbar bleibt, oder wenn er verstirbt. Es ist in diesem Fall
jedoch infolge Art. 6 Abs. 1, Abs. 3 lit. d EMRK erforderlich, dass der Beschuldigte dazu
hinreichend Stellung nehmen kann, die Aussagen sorgfältig geprüft werden und ein Schuldspruch
nicht alleine darauf abgestützt wird (BGE 131 I 476 E. 2.2 mit Hinweisen; 124 I 274 E. 5b).

Entscheidungstenor

1.
Die Beschwerde wird gutgeheissen, soweit darauf einzutreten ist, das Urteil des
Obergerichts des Kantons Bern vom 13. November 2007 aufgehoben und die Sache zu
neuer Entscheidung an die Vorinstanz zurückgewiesen.

2.
Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege wird abgewiesen, soweit es
nicht gegenstandslos geworden ist.

 
3.
Dem Beschwerdeführer werden Gerichtskosten von Fr. 500.-- auferlegt.

4.
Der Kanton Bern hat dem Rechtsvertreter des Beschwerdeführers, Rechtsanwalt Viktor
Müller, für das bundesgerichtliche Verfahren eine Entschädigung von Fr. 2'500.--
auszurichten.

 
5.
Dieses Urteil wird den Parteien und dem Obergericht des Kantons Bern, 2. Strafkammer,
schriftlich mitgeteilt.
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